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Renaturierung und Schutz von Fließgewässern 

Bereits 1992 dokumentierte die Alpenschutzkommission CIPRA, dass nur mehr etwa 10 
Prozent der Flüsse im Alpenraum als naturnah einzustufen sind, während der Rest durch 
Wasserkraft nutzung, Regulierung und/oder Wasserverunreinigung negativ beeinfl usst 
ist (CIPRA 2002). Es gilt daher, diese letzten natürlichen Gewässer mit ihren Auen als 
Lebensraumrefugien und Wanderkorridore zu sichern. Insbesondere sind die letzten wert-
vollen Wildfl usslandschaft en in den deutschen Alpen (z. B. Obere Isar im NSG Karwendel, 
Lendergries im NSG Ammergebirge) sowie intakte Alpenbäche und Schluchten zu schüt-
zen und in das alpenweite Verbundnetz zu integrieren. Bis 2021 sollte der gute ökologische 
Zustand im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie an 80 Prozent der Fließ- und Stillgewässer 
hergestellt sein (siehe Kap. 3.3). Ein entsprechendes Programm ist bis zum Jahr 2010 zum 
Schutz der Biodiversität aufzulegen.

Naturverträgliche Verknüpfung von Gemeindeentwicklung, Tourismus 
und Biodiversität 

In jedem der zehn deutschen Alpen-Landkreise sollten Alpen-Modellgemeinden oder eine 
große Alpen-Modellregion ausgesucht werden, die sich von 2010 bis 2020 – orientiert am 
Alpen-Allianz-Netzwerk – zu einer konkreten Umsetzung des Naturschutz-Protokolls der 
Alpenkonvention sowie zum konsequenten Klimaschutz verpfl ichten. Zur Finanzierung ist 
ein von Bund und Land zu tragender Fonds „Alpenallianz“ einzurichten, der auch durch 
einen „Biodiversitäts-Beitrag“ aus dem Tourismus-Sektor kofi nanziert wird. Ergänzend 
bedarf es einer begleitenden Informationskampagne zum Th ema Biodiversität.

Alpen
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3.6.1 Aktuelle Naturschutzsituation

Die Gewinnung von Bodenschätzen im Tagebau, militärische Übungsplätze und Großbau-
stellen nehmen relativ große Anteile der mitteleuropäischen Landschaft  ein. Sie zeichnen 
sich dadurch aus, dass sie durch Bodenstörungen Raum für frühe Sukzessionsstadien und 
damit einzigartige Chancen für die Natur schaff en. Dynamische Landschaft sentwicklungen, 
wie sie in den übrigen Regionen durch Landnutzungs- und Pfl egemaßnahmen unterbun-
den sind, können hier ungestört ablaufen. Bergbaufolgelandschaft en zum Beispiel sind kei-
neswegs eintönige Wüsten, wie sie oft  gesehen werden, sondern beherbergen eine Vielzahl 
verschiedener Biotope, in denen nicht nur bestimmte Spezialisten überleben, sondern eine 
große Zahl von Arten mit sehr verschiedenen Ansprüchen vorkommt. So sind im Raum 
Leipzig in Bergbaufolgelandschaft en 51 Prozent der regional verbreiteten Pfl anzen- und 61 
Prozent der Vogelarten zu fi nden (Durka & Schmidt 2000).

Die in Sonderhabitaten vorhandenen nährstoff - und schadstoff armen Rohböden bieten eine 
einzigartige Möglichkeit zur Etablierung und zum Erhalt von durch starke Eutrophierung 
gefährdete Biotope und deren Arten (Tischew & Mahn 1998). Auch bestimmte Vogelarten 
(z. B. der Brachpieper) sind fast ausschließlich auf Sonderstandorten anzutreff en. Selbst 
noch in Nutzung befi ndliche Sonderstandorte leisten einen hohen Beitrag zur Artenvielfalt. 
Vegetationsarme Bereiche wie z. B. dünenartige „Panzerwüsten“ sind oft  die einzigen in 
der Landschaft  verbliebenen Vorkommen für Arten der Borstgrasrasen und Feuchtheiden 
(Romahn 1998).

Neben den bodenkundlichen Besonderheiten zeichnen sich einige Sonderstandorte – ins-
besondere die Truppenübungsgelände – dadurch aus, dass sie auf großer Fläche arm an 
menschlichen Störungen und nicht durch Verkehrsinfrastruktur zerschnitten sind. Sie bil-
den deshalb oft  Refugien für empfi ndliche Großtiere. So siedelten sich Wölfe in Deutschland 
zuerst auf Truppenübungsgeländen an. In mindestens drei Bundesländern erfolgte die Erst-
(Wieder-)besiedlung durch Seeadler zunächst auf Truppenübungsplätzen (Doer mündl.). 

3.6  Sonderlebensräume



Masterplan 201038

Ehemalige Truppenübungsplätze und Bergbaufolgelandschaft en sind groß genug, um als 
Reviere selbst für Elche zu dienen (Gaertner & Konold 2003).  
Im Hinblick auf die vom Bundesnaturschutzgesetz vorgeschriebene Einrichtung eines bun-
desweiten Biotopverbundsystems, das mindestens 10 Prozent der Landesfl äche umfassen 
soll, spielen Bergbaufolgelandschaft en und Truppenübungsplätze eine entscheidende Rolle, 
da es sich um große zusammenhängende Gebiete handelt, die Ausbreitungskorridore für 
Tiere und Pfl anzen bilden können.

3.6.2 Handlungserfordernisse für Sonderlebensräume

Aufgrund ihrer hohen Bedeutung für den Erhalt der Biodiversität müssen die nicht mehr 
genutzten Sonderstandorte vorrangig in die Regie des Naturschutzes (staatlich oder pri-
vat) gelangen. Je nach Standort und lokalen Randbedingungen ist zu entscheiden, ob 
mit Pfl egemaßnahmen ein bestimmter Zustand beibehalten oder der freien Sukzession 
Raum gelassen werden soll. Die großräumige Störungsarmut und Unzerschnittenheit 
der Landschaft  sollte dabei gewährleistet bleiben. Sonderstandorte bieten eher als andere 
Lebensräume die Möglichkeit, natürliche Dynamik zuzulassen und die Faktoren Wind, 
Wasser und eventuell auch Feuer wirken zu lassen.
Bei weiterbestehender Nutzung der Sonderlebensräume ist eine Kooperation mit den 
Nutzern (Militär, Abbaufi rmen) anzustreben. In vielen Fällen lassen sich Nutzung und 
Naturschutzziele vereinbaren. Abgrabungen sollten naturnah modelliert werden.
Da viele Sonderlebensräume von der Bevölkerung eher als Wunden denn als Perlen der 
Natur wahrgenommen werden, ist eine Aufk lärungsarbeit in diesem Bereich besonders 
wichtig.

Naturparadies Grünhaus
In Brandenburg, besonders in der Region Niederlausitz, besitzt der Braunkohletagebau 
eine lange Tradition und prägt mit seinen riesigen Gruben das Landschaft sbild. Im 
Kohlefeld Grünhaus bei Finsterwalde, das ab 1970 erschlossen wurde, konnten von 
2003 bis 2006 insgesamt 1.927 Hektar Bergbaufolgelandschaft  erworben werden und 
befi nden sich mittlerweile im Besitz der NABU-Stift ung Nationales Naturerbe. Ziel 
ist es, in der ehemaligen Grube eine natürliche Entwicklung zuzulassen und so eine 
Vielfalt von Lebensräumen entstehen zu lassen.

Das Gelände besteht überwiegend aus Off enland und ist durch 
Abraumhalden und Restlöcher geprägt und durch Erosion stark 
reliefi ert. Zu den vorherrschenden Lebensraumtypen gehören 
vegetationsarme Gebiete mit Sandfl ächen und Steilwänden, 
trockene Rasen- und Staudenfl uren, Vorwälder mit Kiefer, Birke 
und Espe sowie Tümpel, Röhrichtkomplexe und Staudenfl uren. 

Die Flächen sind sehr artenreich: So konnten an einem Tag 
gleichzeitig 1.300 Tier- und Pfl anzenarten nachgewiesen wer-
den. Im Gebiet kommen rund 150 Vogelarten vor, davon ist 
für 110 Arten das Kippenhabitat ausschließlicher Lebensraum. 
Von den 92 Brutvogelarten gelten 31 in Brandenburg als gefähr-
det, z. B. Wiedehopf, Raubwürger, Heidelerche, Kranich und 
Brachpieper. 
Grünhaus zeichnet sich auch durch eine reichhaltige Insekten-
fauna aus, besondere Bedeutung besitzt das Gebiet für solitär le-
bende Bienen- und Wespenarten. Etwa 450 Schmetterlingsarten 
konnten nachgewiesen werden. Die Gewässer dienen als bevor-
zugtes Jagdgebiet für Fledermäuse aus angrenzenden Wald-
gebieten.L
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3.7.1  Situation der Biodiversität in Siedlungsgebieten

Siedlungsfl ächen nehmen in Deutschland mehr als 12 Prozent der Landesfl äche ein. Sie 
stellen damit nach den landwirtschaft lichen und den forstlich genutzten Flächen die 
drittgrößte Flächennutzung dar. Verstärkt wird ihre Bedeutung dadurch, dass rund 80 
Prozent der Bevölkerung Mitteleuropas in Städten arbeitet, wohnt und lebt. Die meisten 
Menschen kommen also vorwiegend in städtischer Umgebung in Kontakt mit der Natur. 
Insbesondere Kinder sollten in ihrem unmittelbaren Wohnumfeld Natur beobachten und 
auch ungestört erfahren können. Die Möglichkeit, eine Naturbeziehung aufzubauen, gilt 
in der Umweltpsychologie als entscheidender Schlüssel für ein späteres Engagement im 
Naturschutz (Jedicke 2002).

Die Arten- und Lebensraumvielfalt ist in vielen Städten wider Erwarten sehr groß und liegt 
deutlich über der des land- und forstwirtschaft lich geprägten Umlands. So zählt Berlin zu 
den artenreichsten Räumen Deutschlands (BfN 2007). Ursachen sind:

Siedlungsfl ächen bestehen aus unterschiedlichsten Bereichen: Blockbebauung, Villen- �
viertel, Gewerbegebiete, Parks oder Kleingärten bieten eine Fülle an Lebensräumen 
und Kleinststandorten und damit unzählige ökologische Nischen auf engem Raum. 

Die Nahrungsversorgung vieler Tiere ist in Städten ungleich besser als im Umland.  �
Eine verbesserte Nahrungsversorgung ermöglicht eine höhere Tierdichte.

Der Prädatorendruck und die Nachstellung durch den Menschen sind geringer. �

Städte sind Wärmeinseln, ihre Temperatur liegt über der des Umlands. Dieses  �
Phänomen bedingt längere Vegetationsperioden, längere Brutzeiten und damit 
unter Umständen einen größeren Fortpfl anzungserfolg.

3.7 Siedlungsgebiete
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Siedlungsgebiete

Die hohe Artenvielfalt sollte jedoch nicht darüber hinweg täuschen, dass 
Siedlungsgebiete und urbane Lebensräume nicht die freie Natur ersetzen können. Bei 
genauerer Betrachtung handelt es sich bei den festgestellten Arten oft  um Generalisten, 
„Allerweltsarten“, die keine speziellen Lebensraum- oder Nahrungsansprüche haben 
und daher weit verbreitet sind. Und obwohl einerseits zahlreiche Studien belegen, dass 
Städte artenreiche Lebensräume sind, zeigen sich auf der anderen Seite Rückgänge: so 
z. B. die für den Teilindikator „Siedlungen“ des Nachhaltigkeitsindikators für die Arten-
vielfalt zusammengefassten Vogelarten Dohle, Garten- und Hausrotschwanz, Girlitz, 
Grünspecht, Haussperling, Mauersegler, Mehl- und Rauchschwalbe sowie Wendehals. 
Diese Rückgänge sind nach Sukopp (2007) auf den Verlust naturnaher Flächen und dörfl i-
cher Strukturen zurückzuführen. Zusätzlich dürft e sich das Nistplatzangebot in Gebäuden 
verschlechtert haben (vgl. Abb. 15).

Abb. 15: Brutbestandsent-
wicklungen von Gebäude-

brütern in Deutschland 
(Sudfeldt et al. 2007).

3.7.2  Handlungsempfehlungen für Siedlungsgebiete

Siedlungsgebiete haben viele Funktionen, vor allem aber sind sie Lebens- und Arbeitsraum 
des Menschen. Sie sollten so entwickelt werden, dass sie sowohl attraktiver Lebensraum für 
den Menschen als auch für zahlreiche Tier- und Pfl anzenarten sind. Wird diese sogenannte 
„doppelte Innenentwicklung“ (Selle 2000) erfolgreich umgesetzt, trägt sie gleich zweifach 
zur Erhaltung der Biodiversität bei: Auf den besiedelten Flächen selbst nimmt die Anzahl 
von Arten und Lebensräumen zu, dies wiederum führt gemeinsam mit anderen sozialen 
und wirtschaft lichen Faktoren zu einer Attraktivitätssteigerung städtischer Lebensräume. 

Entwicklung eines Netzes von Naturerlebnisräumen 

Die einfachste und zugleich wichtigste Möglichkeit, in Siedlungsgebieten die Erhöhung der 
Biodiversität anzugehen – und dies gleichzeitig im Sinne der o. g. „doppelten Innenent-
wicklung“ zu tun – ist die konsequente Entwicklung eines Netzes an Naturerlebnisräumen. 
In diesen Räumen kann sich Biodiversität entwickeln und entfalten, Kinder und Jugendliche 
können hier Natur erleben und Erfahrungen sammeln, und dies lässt sich zugleich mit 
einem Konzept grüner Achsen und mit dem Schutz des lokalen Erbes der Biodiversität 
verknüpfen. Jede Stadt sollte hieran arbeiten. Dazu bedarf es nicht nur planerischer Arbeit, 
sondern auch einer gezielten Umsetzung unter Einbindung von naturpädagogischen und 
ggf. landwirtschaft lichen Inhalten (z. B. auch Schulbauernhof, betreute landwirtschaft li-
che Erlebnisbereiche in den Stadtteilen). Auch kann und soll das Biodiversitätserbe wie 
lokale Obstsorten, ortstypische Ackerwildkraut- und Grünlandvegetation als Quelle für 
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die Erlebnis- und Naturpädagogik sowie für die Verknüpfung von Stadt und Land, Anbau 
und Ernährung in ein jeweils ortsspezifi sches Konzept eingebunden werden. Im Sinne des 
vorliegenden Masterplans sollte es hierzu bis zum Jahr 2010 eine Selbstverpfl ichtung der 
Städte und Gemeinden sowie ein bundesweites Aktionsprogramm geben, mit dem vorbild-
liche Modellprojekte auf den Weg gebracht werden.

Natur in der Stadt zulassen und fördern 

Die Dynamik natürlicher Prozesse und ökologischer Kreisläufe sollte sich besser entfalten 
können als bisher. Hierzu bedarf es möglichst weniger Eingriff e auf Brachfl ächen, auf denen 
sich unterschiedlichste Sukzessions- und Entwicklungsstadien natürlicher Lebensräume 
etablieren und Regenerationsprozesse stattfi nden können. Eine größere Toleranz gegen-
über Zerfallsprozessen, herumliegendem Laub und Totholz ist notwendig. Öff entliche 
Grünfl ächen sollten möglichst naturnah und mit heimischem Pfl anzenmaterial gestaltet 
werden. Hierzu gehört auch das Zulassen natürlicher Dynamik und damit die kostenspa-
rende Reduktion pfl egender Eingriff e. Wiesen anstelle von einheitlichem Rasengrün geben 
bunt blühenden Kräutern die Möglichkeit zu wachsen und schaff en Nahrungsquellen für 
Insekten. Die Auswahl der Pollen und Nektar spendenden Blütenpfl anzen im öff entlichen 
Grün sollte so erfolgen, dass den Insekten über die gesamte Vegetationsperiode ein kon-
tinuierliches Blütenangebot heimischer (Wild-)Pfl anzen zur Verfügung steht. Gewässer 
sind off en anzulegen, zu renaturieren und für die Menschen erlebbar zu machen. Fassaden 
und Dächer können konsequent begrünt werden (z. B. Industrie- und Gewerbegebiete). 
Bodenfl ächen sind so weit wie möglich zu entsiegeln. Dies trifft   insbesondere auf die Flächen 
des ruhenden Verkehrs zu, die nicht zwingend einer kompletten Versiegelung bedürfen. 
Wo immer möglich, sind Nistmöglichkeiten für Insekten, Vögel und Fledermäuse zu er-
halten oder zu schaff en. Nach und nach sollte auf eine insektenfreundliche Beleuchtung 
mit Natrium-Dampfl ampen umgestellt werden, deren Licht die nachtaktiven Tiere nicht 
anzieht. Da diese Lampen außerdem weniger Energie verbrauchen, leisten sie gleichzeitig 
einen Beitrag zum Klimaschutz.

Öffentlichkeitsarbeit und Wettbewerbe zugunsten von mehr Natur 
in der Stadt 

Grundstücks- und Gartenbesitzer können mit Hilfe von Öff entlichkeitsarbeit und Wett-
bewerben zu einer naturnahen Gestaltung ihrer Flächen und Gebäude angeregt werden: 
Verwendung heimischer Wildpfl anzen, Dach- und Fassadenbegrünung, Entsiegelung as-
phaltierter Flächen bzw. Verzicht auf Neuversiegelung, Angebot von Nistmöglichkeiten, 
Verzicht auf Biozide oder das Zulassen dynamischer Entwicklungen können Kriterien von 
kommunalen Wettbewerben, Aktionen und von Öff entlichkeitsarbeit sein.

Siedlungsgebiete
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3.8  Allgemeine und übergreifende
 Handlungsansätze

Neben den Strategien für die verschiedenen Lebensraumbereiche gibt es übergreifende 
Handlungsansätze, die von elementarer Bedeutung für einen erfolgreichen Masterplan zur 
Biodiversität sind. 

Bildung, Ausbildung, Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation

Das Th ema Biodiversität ist in der breiten Bevölkerung nach wie vor unbekannt. Während 
„Natur“ im allgemeinen ein positiv besetzter Begriff  ist, ist das mit der biologischen Vielfalt 
verknüpft e funktionelle Verständnis der Natur nur in einem kleinen Teil der Gesellschaft  
präsent. Um das Verständnis für Handlungen zugunsten der Natur und der Lebensvielfalt 
zu fördern, bedarf es jedoch des Verständnisses in breiten Bevölkerungskreisen. Hierbei 
spielen Bildung, Ausbildung, Öff entlichkeitsarbeit und Kommunikation eine zentrale 
Rolle. 

Die Entwicklung eines Grundverständnisses für die Natur und die biologische Vielfalt 
sowie die konsequente Hinführung von Kindern und Jugendlichen bedarf einer „leben-
digen“ Einbindung dieser Th emen in Kindergärten, einer Verankerung in den schuli-
schen Lehrplänen und in das Umfeld der Schulen. Mit Kindergärten und Schulen können 
Projektarbeiten durchgeführt werden. Die Schulen könnten im Rahmen von Projektwochen 
naturschutzfachliche Th emen aufnehmen und durchführen, z. B. die Anlage eines Natur-
gartens oder Teiches und die naturnahe Gestaltung von Spielplätzen/Schulhöfen. Mög-
lichst jede Stadt sollte einen Schulbauernhof einrichten und betreiben; ferner sollten Kinder 
in jedem Stadtteil die Möglichkeit haben, Tiere zu erleben und ihre Freizeit in Kontakt mit 
Pfl anzen und Tieren zu verbringen. 

In vielen Ausbildungsgängen sollte das Th ema Biodiversität – Vielfalt von Arten, 
Lebensräumen, Landschaft en sowie genetische und natur-kulturelle Vielfalt – breit und 
selbstverständlich integriert werden. Dies betrifft   insbesondere die Ausbildungsgänge in der 
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Landwirtschaft , aber auch in der öff entlichen Verwaltung, im Erziehungs- und Schulwesen, 
in der Betriebs- und Volkswirtschaft  und vielen anderen Bereichen. 

Analog zu den Bundesprogrammen „Ökolandbau“ und „Regionen aktiv“ der letzten Jahre 
sollte ein „Bundesprogramm Biologische Vielfalt“ (BBV) aufgelegt werden. Damit kön-
nen bundesweit verschiedene Akteure zur Umsetzung vorbildlicher Projekte animiert 
werden. Folgende Elemente aus den oben bereits genannten Punkten könnten mit dem 
Bundesprogramm umgesetzt werden:

Förderung von Landkreisen, die ein Flächenkonzept zur Sicherung der Biodiversität  �
umsetzen wollen (Ackerwildkraut-Reservate und Spenderfl ächen für artenreiche 
Wiesen, Obstsortengärten bzw. Streuobstwiesen, Naturwaldparzellen, Sukzessionsge-
biete, jährliche Fortschrittsberichte zur Förderung der Biodiversität). 

Förderung von Städten und Gemeinden, die Biodiversität gesamthaft  in die Stadtteile  �
und in die schulische Umweltbildung integrieren und die dabei insbesondere auch die 
Verknüpfung mit dem angrenzenden ländlichen Raum und mit der Landwirtschaft  
betreiben (Schulbauernhof- und Stadtteillandwirtschaft s-Elemente).

Entwicklung und Umsetzung eines Monitoringkonzeptes „Citizen Science“ mit  �
Ausbildung und gesellschaft licher Verankerung von Umwelt- und Biodiversitäts-
Beobachtern in Städten und Gemeinden in Analogie zum Deutschen Wetterdienst, 
der zur Generierung von bestimmten Daten mit einem breiten Netz an ehrenamt-
lichen Wetter- und Phänologiebeobachtern arbeitet.

Einführung eines Hochschulkonzeptes „Integration Biodiversität“, mit dem das  �
Th ema pragmatisch und umsetzungsbezogen in möglichst viele universitäre Ausbil-
dungsbereiche getragen wird (fachspezifi sch, fachübergreifend und gesellschaft süber-
greifend sowie in der Vernetzung mit verschiedenen gesellschaft lichen Gruppen und 
NGOs), Ausbildung von Lehrern in Artenkenntnissen.

Integration der Biodiversitäts-Lehre in den Schulunterricht, Erwerb von Artenkennt- �
nissen, Durchführung von Freilandpraktika.

Ein solches Bundesprogramm sollte sich an Städte, Gemeinden und Landkreise, an 
Verbände des Natur- und Umweltschutzes und der Regionalentwicklung sowie an Schulen, 
Fachschulen und Hochschulen richten. Das Programm sollte bis zum Jahr 2010 wesent-
liche Impulse in Gang setzen und die Umsetzung in den Folgejahren unterstützen. Als 
Finanzvolumen wird eine Größenordnung von rund 30 Millionen Euro jährlich für erfor-
derlich gehalten.

Reform umweltschädigender Strategien und Subventionen

Es existieren eine Reihe von EU-Strategien, -Richtlinien und Förderpraktiken, die aus Sicht 
des Naturschutzes eine enorm kontraproduktive Wirkung entfalten. Als Beispiele für kon-
kurrierende Vorhaben sind die sogenannte Lissabon-Strategie und die Göteborg-Strategie 
zu nennen: Während die Lissabon-Strategie die Agrarpolitik auf die Wettbewerbsfähigkeit 
der Märkte unter der weltweiten Konkurrenzsituation verpfl ichtet, fordert die Göteborg-
Strategie von den EU-Staaten die Erhaltung der Biodiversität. Ein weiteres Beispiel ist 
die EU-Meeresstrategie, die zwar den Schutz der Meeresumwelt ausdrücklich nennt, 
aber zwei wesentlichen Bedrohungen – die Fischerei und die Schiff fahrt – nicht thema-
tisiert. Die EU-Fischereipolitik selbst berücksichtigt die Naturschutzinteressen so gut wie 
gar nicht. EU-Meeresschutzstrategie und EU-Fischereipolitik stehen damit de facto im 
Widerspruch zur EU-Vogelschutzrichtlinie und zur FFH-Richtlinie. Eine Harmonisierung 
der Handlungsfelder bzw. eine klare Berücksichtigung der Naturschutzerfordernisse bei 
der EU-Gesetzgebung ist dringend erforderlich.

Handlungsansätze
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Handlungsansätze

Auch auf nationaler Ebene gibt es zahlreiche Politikfelder mit ungewollten „Kolla-
teralschäden“ für die Biodiversität. So wird durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) der Bundesregierung die Nutzung von Biomasse zur Stromerzeugung geför-
dert. In der Praxis führt dies bislang jedoch vorwiegend zu einem intensiven Anbau von 
Energiepfl anzen in Monokulturen, insbesondere Mais, mit den in Kap. 3.1 geschilderten 
schädlichen Auswirkungen auf Natur und Umwelt. Während der Schaden dabei hoch ist, 
ist der Nutzen für den Klimaschutz nur sehr gering oder – wie für das Beispiel der so-
genannten Biokraft stoff e – oft  gar nicht existent. Auch die Förderung von kleinen 
Wasserkraft anlagen ist unsinnig, da ein hoher Verlust an Biodiversität nur mit einem 
sehr geringen Energiegewinn verbunden ist. Als fehlgeleitete Subventionen sind zu-
dem die Unterstützungen zum Neubau von Fischereifahrzeugen zu bezeichnen, da eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen in der Meeresumwelt letztlich nur über einen Abbau 
der Fangkapazitäten zu erreichen ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es dringend erforderlich, alle politischen Strategien und 
Subventionen auf ihre Auswirkungen auf die Biodiversität zu überprüfen und solche mit 
schädlichen Eff ekten zu korrigieren oder zu beenden.

Reduktion von Schadstoffeinträgen

Trotz der in den letzten Jahrzehnten erreichten Erfolge leiden alle wassergebundenen 
Biotoptypen und Arten unter der immer noch zu hohen Verschmutzung des Wassers durch 
Schad- und Nährstoff e. Selbst das Trinkwasser ist vielerorts durch Nitrateinträge bedroht. 
Im terrestrischen Bereich werden nährstoff arme Lebensräume wie Moore weiterhin durch 
Nährstoff einträge aus der Luft  degeneriert. Der Waldzustandsbericht weist nach wie vor 
alarmierend hohe Schädigungsraten der Bäume durch die immer noch allgegenwärtige 
Luft verschmutzung auf (BMELV 2007). Zum Schutz der Biodiversität ist es also dringend 
erforderlich, die diff usen Nährstoff quellen und die immer noch zu hohe Emission von 
Schadstoff en in Luft  und Gewässer weiter und noch wirkungsvoller als bisher zu bekämp-
fen. 

Aufwertung von Schutzgebietssystemen

Schutzgebieten kommt eine zentrale Rolle bei der Sicherung der Biodiversität zu. Besonders 
das EU-weite Netzwerk Natura 2000 entfaltet nachweislich eine sehr positive Wirkung 
(Donald et al. 2007). Die Bundesrepublik Deutschland muss deshalb endlich ihren 
Verpfl ichtungen nachkommen und für einen angemessenen Schutz aller Natura 2000-
Gebiete sorgen und über Managementpläne die erforderlichen praktischen Maßnahmen 
einleiten. Der Aspekt der Vernetzung von Schutzgebieten ist dabei besonders zu berück-
sichtigen.

An mindestens einer Stelle in Deutschland sollte ein großfl ächiges Schutzgebiet einge-
richtet werden, in dem Besuchern die Gelegenheit gegeben wird, einheimische Großtiere 
(z. B. Rothirsch, Elch, Wisent) in freier Wildbahn zu beobachten, um so einen konkreten 
Eindruck von „Biodiversität“ zu entwickeln. Je nach Voraussetzungen und Lage eines sol-
chen Parks wird sich auch ein positiver wirtschaft licher Impuls für die jeweilige Region 
ergeben.
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Jagd, Störungen, Naturerleben

Ein großer Teil der Erfolge des Naturschutzes in den vergangenen Jahrzehnten ist vor al-
lem dadurch erreicht worden, dass die Verfolgung bzw. Bejagung bestimmter Tierarten 
eingestellt wurde. Dies führte dazu, dass Mortalitätsraten gesenkt und Reproduktionsraten 
gesteigert wurden und so eine Erholung der Populationen einsetzen konnte. Vielleicht 
noch wichtiger ist jedoch, dass Tiere ihre Scheu vor dem Menschen verloren und ehemalige 
Lebensräume wieder besiedeln konnten. Beispiele hierfür sind einige Großvögel wie der 
Seeadler. Auch die Seehunde im Wattenmeer lassen sich heute von Ausfl ugsschiff en kaum 
noch stören, während sie vor einigen Jahrzehnten panikartig die Sandbänke verließen, da 
sie Schiff e bzw. Menschen mit Jagd und Gefahr verbanden. Eine Einschränkung der Jagd 
und der Verzicht auf Jagd in Schutzgebieten würde dazu führen, dass mehr Menschen in 
den Genuss auch spektakulärer Naturbeobachtungen kämen. Die gegenwärtig stattfi nden-
de Ausweitung der Jagd zum Beispiel auf Gänse bewirkt genau das Gegenteil. Die Vögel 
verlieren ihr Vertrauen zum Menschen und werden viele Gebiete aufgrund von menschli-
chen Störungen nicht mehr nutzen können.

Indikatoren

Eine fundierte Politik der Nachhaltigkeit bedient sich einer Reihe von Indikatoren, um die 
Wirksamkeit der Politik und ihrer Instrumente belegen und messen zu können und ggf. in 
der Steuerung Korrekturen vorzunehmen. Bislang gibt es allerdings erst ein einziges, bun-
desweit regelmäßig fortgeschriebenes Instrument zum Monitoring der Biodiversität: das 
Vogel-Monitoring des Dachverbandes Deutscher Avifaunisten DDA (Sudfeldt et al. 2007). 
Dringend geboten ist eine Ausweitung dieses Monitorings auf weitere Organismengruppen 
(z. B. Schmetterlinge und Pfl anzen). Bemühungen sind hierzu im Gange, die Umsetzung ist 
bislang jedoch noch nicht beschlossen. Im Gegensatz dazu hat die Schweiz ein langfristiges 
und bundesweites Biodiversitätsmonitoring in Gang gesetzt, mit dem jährlich Pfl anzen, 
Vögel, Schmetterlinge und viele andere Organismengruppen untersucht werden und so die 
Entwicklung der Biodiversität verfolgt wird (Bundesamt für Umwelt 2008).

Handlungsansätze
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4.1  Von der Klimapolitik lernen: Für ein Integriertes 
Programm zur Entwicklung der Biodiversität (IPEB)

In Anlehnung an das Integrierte Klima- und Energieprogramm (IKEP), welches vom 
Bundeskabinett im Jahr 2007 zur Erreichung der Klimaschutzziele in Meseberg verab-
schiedet wurde, ist von der Bundesregierung ein Integriertes Programm zur Entwicklung 
der Biodiversität (IPEB) zu erarbeiten. Ein solches Gesetzespaket („Meseberg II“) muss 
die Bundesressorts dazu verpfl ichten, ihre Politik auf den Prüfstand zu stellen und ord-
nungs- und förderrechtliche Beiträge zur Erreichung des 2010-Ziels zu leisten. In die-
sem Zusammenhang sind auch alle relevanten politischen Strategien und Subventionen 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu überprüfen und bei 
schädlichen Eff ekten nachzubessern oder zu beenden. Damit wird die unverbindliche 
Biodiversitätsstrategie der Bundesregierung mit einem konkreten Arbeitsauft rag für das 
Kabinett sowie mit entsprechenden Gesetzgebungsvorhaben verbunden. 

In diesem Kapitel werden die Kernpunkte des Masterplans 
dargestellt, also die politischen „Stellschrauben“, die essen-
tiell für das Aufh alten des Artensterbens sind. Mit ihrer Hilfe 
kann mittelfristig von einem Verlust an Biodiversität zu einem 
Gleichgewicht oder ggf. auch zu leichten Verbesserungen um-
geschaltet werden. Begleitend sind selbstverständlich viele wei-
tere Maßnahmen nötig und wichtig. Die wesentlichen wurden 
im vorstehenden Kapitel genannt. Nachfolgend werden nur die 
Schlüsselinstrumente des Masterplans zusammengefasst, die 
sich an verschiedene Politikebenen richten. Es handelt sich da-
mit um die zentralen Inhalte einer „Roadmap“ zur Erreichung 
des 2010-Ziels, an denen sich die Politik messen lassen muss. 

4.  Kernforderungen zur Umsetzung 
des 2010-Ziels 
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4.2  Agrarpolitik: Ökologische Vorrangfl ächen 
als Lebensadern für Wiesen und Felder

Die Erhaltung und Förderung der Biodiversität muss in jeden Betrieb integriert werden. 
Dazu sind ökologische Vorrangfl ächen im Umfang von 10 Prozent auf jedem landwirt-
schaft lichen Betrieb einzurichten und entsprechend zu bewirtschaft en. Diese Verpfl ichtung 
soll Voraussetzung für den Erhalt von Direktzahlungen der EU-Agrarpolitik werden 
(Cross Compliance). Ferner ist das Fachrecht bzw. die gute fachliche Praxis an die aktuelle 
Nutzungsintensivierung insbesondere mit Blick auf einen besseren Schutz von Grünland 
sowie eine Verringerung von Stickstoff -Überschüssen anzupassen. 

In diesem Zusammenhang bedarf es eines erheblichen Ausbaus der zweiten Säule der 
EU-Agrarpolitik (insbesondere Agrarumweltmaßnahmen, Landschaft spfl ege), was durch 
Umschichtung von Mitteln (Modulation) bzw. Neuausrichtung der Agrarpolitik („Geld ge-
gen Leistung“) zu erreichen ist. Mit den Mitteln sind Landwirte bei der Auswahl, Anlage 
und Bewirtschaft ung von ökologischen Vorrangfl ächen fachlich zu unterstützen (betriebli-
che Naturentwicklungspläne), und ein kohärentes und qualitativ zu verbesserndes Natura-
2000-Flächennetz ist herzustellen und zu managen. Dies sind die zentralen Ansatzpunkte, 
um fl ächendeckend Verbesserungen für die Artenvielfalt zu erreichen. 

4.3  Waldpolitik: Mit naturnaher Bewirtschaftung und 
Habitaten die Wälder beleben

Die Grundsätze einer naturnahen Waldbewirtschaft ung sind unter Berücksichtigung der 
guten fachlichen Praxis als Mindeststandards in der Waldwirtschaft  für alle Waldbesitzarten 
gesetzlich auf Bundesebene und nachgeordnet auf Landesebene festzuschreiben. Mit der 
Entwicklung eines Altholz-, Totholz- und Habitatbaumkonzepts für den Wirtschaft swald 
soll der vorhandene integrative Ansatz im Sinne einer Biodiversitätsstrategie erweitert wer-
den. Das Konzept muss für den Staatswald bis 2010 verbindlich umgesetzt werden.

Auf einem Flächenanteil von mindestens 10 Prozent des Waldes müssen jegliche Eingriff e 
unterbleiben und eine Rückführung ehemals genutzter Wälder in einen sehr naturnahen 
Zustand („Urwälder von morgen“) eingeleitet werden. Die unbewirtschaft ete Waldfl äche 
ist langfristig durch Ausweisung zusätzlicher großfl ächiger Schutzgebiete auszuweiten. 
Bis 2010 ist per Erlass für den Staatswald die Ausweisung unbewirtschaft eter Flächen im 
Umfang von mindestens 5 Prozent der Fläche vorzusehen. 
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4.4  Großfl ächige Naturentwicklungsgebiete: 
Wildnis wagen! 

Der bewusste Verzicht auf Nutzung – das Zulassen von Wildnis – ist auch in Mitteleuropa 
kein Luxus, sondern eine Kulturaufgabe der menschlichen Zivilisation. Ein zentrales Ziel 
des Naturschutzes muss es daher sein, solchen Naturentwicklungsgebieten mehr Raum zu 
geben. Zu diesem Zweck sollten in Deutschland großfl ächige Gebiete eingerichtet werden, 
in denen die natürliche Entwicklung und der Ablauf natürlicher Prozesse oberste Priorität 
haben. Mit der Vorbereitung dazu kann sofort begonnen werden. Im Einzelnen ist erfor-
derlich,

alle großfl ächigen Sonderlebensräume (Bergbaufolgelandschaft en, Truppenübungs- �
plätze) für dieses Ziel zur Verfügung zu stellen,

sämtliche Wald- bzw. Off enlandlebensräume aus der Flächenkulisse des „Nationalen  �
Naturerbes“ in Naturentwicklungsgebiete bzw. halboff ene Weidelandschaft en zu 
überführen, 

mindestens einen publikumsorientierten Park zur Beobachtung heimischer Großtier- �
arten zu schaff en,

ökologische, grenzüberschreitende Verbünde in den Alpen mit Einrichtung von  �
Wildnisgebieten und Wiederansiedlungen von Braunbär, Luchs etc. zu etablieren,

innerhalb der marinen Schutzgebiete nutzungsfreie (vor allem fi schereifreie) Zonen  �
einzurichten, so dass diese mindestens 30 Prozent der marinen Fläche Deutschlands 
umfassen.

4.5  Gewässerschutz: Die Natürlichkeit von 
Binnengewässern bewahren und wiederherstellen

Alle naturnahen Gewässer- und Auenabschnitte inklusive Quellen und Moore müs-
sen bis 2010 verbindlich geschützt sein. Außerdem ist das Verschlechterungsverbot der 
Wasserrahmenrichtlinie sofort durchzusetzen. Bis 2021 sollte der gute ökologische Zustand 
im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie an 80 Prozent der Fließ- und Stillgewässer hergestellt 
sein. Darüber hinaus ist es erforderlich, ein Bund-Länder-Programm zur Regeneration 
von Flussauen zu schaff en, das mit jährlich 200 Millionen Euro ausgestattet ist. Ziel der 
Regenerationsmaßnahmen ist der Erhalt der Biodiversität, die Entwicklung eines natio-
nalen Biotopverbunds, die Verbesserung des Hochwasserschutzes und die Stärkung des 
Regionaltourismus.

Alle Wasserstraßen müssen bis 2010 auf ihre volkwirtschaft liche Effi  zienz und 
Umweltverträglichkeit überprüft  werden. Die Umwidmung und Renaturierung aller 
ineffi  zienten Wasserstraßen sollte bis 2015 erfolgen. Es darf kein weiterer Ausbau der 
Kleinwasserkraft  erfolgen. Durchgängigkeit, Fischschutz und Mindestwasserführung an 
bestehenden Anlagen sind bis 2015 sicherzustellen.

Die Schadstoff - und Nährstoff einträge in Gewässer sind zu reduzieren. Dazu gehört 
auch die Einrichtung von mindestens 5 Meter breiten Randstreifen an Gewässern 
und Mooren ohne Düngung und ohne Einsatz von Pfl anzenschutzmitteln bis 2015. 
Gewässerverträgliche Landnutzungen – insbesondere naturnahe Ganzjahresweiden – 
in Auen und im Umfeld von Seen und Mooren müssen im Rahmen der Agrarum-
weltmaßnahmen besonders gefördert werden.

Kernforderungen
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4.6  Erhaltung von Mooren: Synergieeffekte zwischen 
Klimaschutz und Naturschutz nutzen

Moore sind besonders bedrohte Lebensräume mit einer einzigartigen Tier- und Pfl anzenwelt, 
die als Torfspeicher gleichzeitig wichtige CO2-Senken darstellen. Da die Moore einen we-
sentlichen Teil mancher Regionen umfassen (z. B. 12,6 Prozent des Landes Mecklenburg-
Vorpommern), besteht in ihrer Renaturierung ein erhebliches Potenzial für den Klima- 
und Naturschutz. Aus diesem Grund ist umgehend ein Aktionspaket „Klimaschutz durch 
Moorrenaturierung“ aufzulegen, mit dem die bestehenden Moore erhalten und wieder her-
gestellt werden sollen. Ferner darf keine weitere Entwässerung von Moorkörpern stattfi n-
den. Jeder weitere Torfabbau in Deutschland ist bis zum Jahr 2010 einzustellen und durch 
Substitute für Gartentorf zu ersetzen.

4.7  Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Neben der Umsetzung von Kernpunkten für einzelne Lebensraumbereiche in den verschie-
denen Politikebenen muss das Th ema Biodiversität bundesweit breit in die Öff entlichkeit 
getragen werden, wenn man es nachhaltig in der Gesellschaft  verankern will. Dazu soll-
te ein „Bundesprogramm Biologische Vielfalt“ (BBV) aufgelegt werden, mit dem bundes-
weit innovative und vorbildliche Projekte zur gezielten und umfassenden Umsetzung von 
Biodiversitätszielen, von Naturentwicklung und Naturerlebnis, von Bildung und Ausbildung 
sowie von breitenwirksamer Werbung für die Belange von Schutz und Entwicklung der 
biologischen Vielfalt unterstützt werden. Ein solches Bundesprogramm sollte sich an 
Städte, Gemeinden und Landkreise, an Verbände des Natur- und Umweltschutzes und 
der Regionalentwicklung sowie an Schulen, Fachschulen und Hochschulen richten. Das 
Programm soll bis zum Jahr 2010 wesentliche Impulse in Gang setzen und die Umsetzung 
in den Folgejahren unterstützen. Als Finanzvolumen wird eine Größenordnung von rund 
30 Millionen Euro jährlich für erforderlich gehalten.

4.8  Stadt als Naturerlebnis

Bis zum Jahr 2010 sollte es eine Verpfl ichtung bzw. Selbstverpfl ichtung der Städte und 
Kommunen zur Einrichtung von Naturerlebnisräumen und zur Erhaltung ihres Naturerbes 
geben: Jede Stadt sollte Naturerlebniszonen ausweisen, die alle Stadtteile einbeziehen (städ-
tisches Biotopverbundsystem unter Einbindung der Naturerlebnismöglichkeit für Kinder 
und Jugendliche). Dies sollte mit einem Aktionsrahmen zum Th ema „Naturerlebnisräume, 
Kinder und Biodiversität in der Stadt“ verknüpft  werden. Die Städte sollten Bürger sowie 
schulische und außerschulische Einrichtungen dazu anleiten, die Naturerlebniszonen zu 
nutzen und einen Schulbauernhof einrichten; ferner sollte Kindern die Möglichkeit gegeben 
werden, Tiere zu erleben und ihre Freizeit in Kontakt mit Pfl anzen und Tieren zu verbrin-
gen. Dies kann auch durch eine Umsetzung von Wettbewerben zu den Th emen Naturerbe 
und Stadtlandwirtschaft  gefördert werden. Über das oben genannte Bundesprogramm 
kann modellhaft  die Umsetzung von entsprechenden Konzepten gefördert werden.

Kernforderungen
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Die europäischen Staats- und Regierungschefs hatten sich im Jahr 
2001 das Ziel gesetzt, das Artensterben bis zum Jahr 2010 in Europa 
aufzuhalten. Bisher ist dies jedoch nicht gelungen: Die Situation der 
Tier- und Pfl anzenarten und ihrer Lebensräume hat sich weiter nega-
tiv entwickelt. Mit einer Gefährdungsrate von rund 40 Prozent aller 
Tier- und Pfl anzenarten erreicht Deutschland dabei einen der euro-
päischen Spitzenwerte.

Die Gründe für die Gefährdung und das Aussterben von Arten sind 
gut untersucht, die geeigneten Maßnahmen liegen auf der Hand. Was 
jedoch fehlt, ist ein konsequentes, integriertes Vorgehen, mit dem 
die notwendigen Schritte zur Erreichung des „2010-Ziels“ umgesetzt 
werden. Denn im Gegensatz zum Klimaschutz fi ndet der Schutz der 
biologischen Vielfalt in Politik und Öffentlichkeit immer noch zu we-
nig Beachtung. Angesichts der bestehenden Versäumnisse ist zu be-
fürchten, dass das Ziel zum Stopp des Artensterbens deutlich ver-
fehlt wird. 

Mit dem vorliegenden Masterplan stellt der NABU die wichtigsten 
„Rettungsanker“ für den Erhalt der biologischen Vielfalt in Deutschland 
zusammen. Die Umsetzung kann und muss sofort angegangen wer-
den, damit die Weichen bis zum Jahr 2010 richtig gestellt sind. Der 
Masterplan liefert die jeweiligen Handlungsoptionen und stellt damit 
die Grundlage für eine fl ächendeckende Umsetzung sowie für ein 
glaubwürdiges Handeln dar. 




